
viele Beschäftigte im Einzelhandel künf-
tig schlechter entlohnen. Das soll nicht 
durch direkte Senkung der Gehälter 
passieren, sondern durch veränderte 
Einstellungsbedingungen, wie es in einem 
Tarifinfo von ver.di-Handel in Hessen 
heißt. »Die Bezahlung als Verkäuferin 
sollen nur jene erhalten, die eine ,ein-
schlägige tätigkeitsbezogene, erfolgreich 
abgeschlossene Berufsausbildung‘ nach-
weisen können«, zitiert ver.di aus dem 
Arbeitgeberpapier. Außerdem solle das 
monatliche Tarifentgelt in ein Grundge-

Seit langem fordern die Arbeitgeber 
im Einzelhandel eine neue Ent-

geltstruktur. Inzwischen ist auch klar, aus 
welchem Grund: Sie wollen Beschäftigte 
schlechter stellen. So haben sie in den 
Verhandlungen mit ver.di in den vier 
Pilotregionen Baden-Württemberg, Hes-
sen, Hamburg sowie Berlin-Branden-
burg/Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thürin-
gen (als eine Verhandlungsregion) bisher 
nur Verschlechterungen vorgelegt.

In Hessen etwa wollen die Arbeitgeber 
mit Hilfe einer neuen Entgeltstruktur 

Betriebe, Berufe und Arbeitsbedin-
gungen ändern sich rasant. ver.di 

stellt sich mit dem Zukunftskonzept 
»ver.di wächst!« darauf ein. Die Lan-
desbezirke Bayern und Niedersachsen/
Bremen haben Pilotprojekte gestartet, 
auch im Handel.

In Bayern hat der Landesfachbereich 
schon Workshops für hauptamtliche 
sowie für ehrenamtliche ver.di-Kolleg/
innen veranstaltet. Dreh- und Angelpunkt 
sei dabei, so Landesfachbereichsleiter 
Hubert Thiermeyer, die Tarifarbeit. »Vo-
raussetzung für nachhaltige Erfolge ist 
es, in den Betrieben eine stärkere Ge-

werkschaftsbasis zu schaffen.« Das be-
deute, den Organisationsgrad auszubau-
en und damit die Aktionsfähigkeit zu 
stärken. »Wir mussten leider feststellen, 
dass schnelle Tarifabschlüsse, die ohne 
Arbeitskampf zustande kamen, von den 
Arbeitgebern schnell unterlaufen wur-
den.« Je intensiver die Beteiligung an 
Aktionen und Streiks, desto verbindlicher 
gehe die Arbeitgeberseite mit dem er-
reichten Tarifabschluss anschließend um. 
Thiermeyer: »Deshalb werden wir stär-
ker als bisher um jeden Beschäftigten 
im Handel als ver.di-Mitglied werben.« 
(Bericht in der nächsten Ausgabe) GG

halt und eine Beanspruchungspauscha-
le gesplittet werden, wobei die Pauscha-
le an hohe körperliche Belastungen 
gekoppelt sei, so ver.di. »Es ist zu be-
fürchten, dass für viele Beschäftigte 
lediglich das niedrigere ›Grundentgelt‹ 
statt des Tarifentgelts als Vergütung 
übrig bliebe.« Deshalb hat sich ver.di in 
den vier Pilotregionen zum Ziel gesetzt, 
die Arbeitgeberpläne zur schlechteren 
Bezahlung von Tätigkeiten zu verhindern.

Inzwischen sind die Arbeitgeber durch 
den Entwurf eines Entgelttransparenz-
gesetzes auf Bundesebene unter Druck 
geraten. Danach müssten nämlich alle 
Entgeltrichtlinien und Tarifverträge künf-
tig diskriminierungsfrei sein. Die Arbeit-

P I L O T P R O J E K T E  A U C H  I M  H A N D E L

Das Ziel: Gute Arbeit 
und gute Entlohnung 

»ver.di wächst!«
B I S H E R  Z Ä H E  V E R H A N D L U N G E N  Z U  E N T G E LT S T R U K T U R  S O W I E  D E M O G R A F I E

I N H A LT
 GROSSHANDEL: Umstrukturie-
rungen fordern Betriebsräte und 
ver.di heraus. Seite 3

 SONNTAGSSCHUTZ: Die Hürden 
für Sonntagsöffnungen werden hö-
her, die Arbeit der »Allianz für den 
freien Sonntag« zahlt sich aus.
 Seite 4
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Der Einsatz für die Bindung an die 
Tarifverträge des Einzelhandels geht 

weiter – ob bei Amazon, real,- Toys »R« 
Us oder OBI. Seit vielen Monaten machen 
sich Beschäftigte, Betriebsräte und ver.di 
gemeinsam mit vielen Aktionen für ta-
rifliche Entlohnung und Arbeitsbedin-
gungen in diesen Unternehmen stark.

Mit der Modekette Primark einigte sich 
ver.di auf einen Stufenplan zur Anwen-
dung der regionalen Tarifverträge des 
Einzel- und Versandhandels. Ab Mai 2016 
tritt eine neue, verbesserte Entgeltta-
belle in Kraft. Nach einer erneuten zwei-
prozentigen Tariferhöhung zum 1.Ok-
tober erfolgt die volle Anerkennung der 
Tarifverträge zum 1. Mai 2017. Die 
volle Anerkennung der manteltariflichen 
Regelungen erfolgt zum 1. Mai 2018. 
Bis dahin gibt es auch hier stufenweise 
Angleichungen.

Bei Amazon blockiert der Arbeitgeber 
noch immer. Um Ostern streikten deshalb 
wieder viele Beschäftigte an den deut-
schen Standorten des Versandhändlers. 
Seit Jahren fordert ver.di die Anwendung 
der Tarifverträge des Einzel- und Ver-
sandhandels. Als Reaktion auf die stei-
gende Streikbeteiligung wurden die 
Entgelte inzwischen leicht erhöht. Aber 
noch immer ist die Kluft zu den ver.di-Ta-
rifregelungen groß. So zahlt das Unter-
nehmen z.B. kein Urlaubsgeld und gibt 

seinen Mitarbeiter/innen ab diesem Jahr 
nur 28 Tage Urlaub. Da die Arbeitsbe-
dingungen sehr hart sind und die Kran-
kenquote entsprechend hoch liegt, hat 
ver.di zum Weltgesundheitstag am 7. 
April an den Amazon-Standorten einen 
Streik im Zeichen des Gesundheitsthemas 
initiiert. »Die Beschäftigten wurden mit 
Hilfe von Wandzeitungen befragt«, be-
richtet Thomas Voß, ver.di-Gewerkschafts-
sekretär Einzelhandel. Denn aus vielen 
Gesprächen mit Amazon-Beschäftigten 
ist seit längerem bekannt, dass die Ar-
beitsbedingungen für psychischen wie 
physischen Dauerstress sorgen. Die Be-
fragung sollte detaillierte Angaben er-
bringen. »Aus den Erkenntnissen, an 
welchen Punkten die meisten gesund-
heitlichen Belastungen vorkommen, 
sollen tarifpolitische Forderungen abge-
leitet werden.«

real,-Beschäftigte ringen
um Existenzsicherung

Bei der Metro-Tochter real,- wird eben-
falls seit Wochen und Monaten um die 
Rückkehr in die Tarifbindung gerungen. 
Begründet wurde die Tarifflucht im ver-
gangenen Sommer mit der Ertrags-
schwäche von real,-. Doch dieser Ein-
schnitt beim Entgelt reicht dem Mutter-
konzern Metro nicht; durch Kürzungen 

bei Urlaubs- und Weihnachtsgeld und 
den Nachtzuschlägen sowie durch 
Marktschließungen sollen die real,-Be-
schäftigten weitere 400 Millionen Euro 
zur Sanierung beitragen. »Wir, die Be-
schäftigten von real,- sind bereit, für das 
Über leben von real,- zu kämpfen«, er-
klärte bei bundesweiten Streiks am 11. 
März Werner Klockhaus, der GBR-Vor-
sitzende der SB-Warenhauskette. »Al-
lerdings kämpfen wir auch für einen 
Tarifvertrag mit Gehältern, die das Leben 
lebenswert machen!« Für Mitte April 
(nach Redaktionsschluss) war in Neuss 
eine große Informationsveranstaltung 
für Betriebsratsmitglieder, die ver.di-
Tarifkommission und Führungskräfte 
geplant. Eingeladen hatten Metro-Chef 
Koch, Werner Klockhaus  für den GBR 
sowie Frank Bsirske und Stefanie Nut-
zenberger für ver.di.

Bei OBI soll überhaupt erst ein Tarif-
vertrag erkämpft werden. Viele der bei 
ver.di organisierten Beschäftigten setzen 
sich dafür in kämpferischen Mittagspau-
sen ein. T-Shirts mit Biberkopf – Mar-
kenzeichen von OBI – und der Forderung 
nach einem Tarifvertrag zeigen auf einen 
Blick, dass bei der kürzlich zum »Top 
Employer 2016« gekürten Baumarktket-
te einiges im Argen liegt. So wurde et-
wa eine im März 2015 angekündigte 
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Eine starke Bewegung Karstadt führt 
eine Verkaufs-
prämie ein. Die 
Beschäf t ig ten 
sollen motiviert 
we rden ,  den 
Umsatz anzu-
kurbeln, heißt es 
offiziell. Damit 
zeigt die Ge-
schäfts le i tung 
wieder einmal, dass sie nicht verstanden 
hat, worum es den Beschäftigten geht. 
Denn trotz Tarifflucht leisten die Kolle-
ginnen und Kollegen jeden Tag gute 
Arbeit. Der Dank dafür sollte kein Trost-
pflaster sein, sondern eine verbindliche 
Zusage für eine schnelle Rückkehr in die 
Tarifbindung.
Die bisherigen Verhandlungen haben 
gezeigt, dass der Arbeitgeber dazu bis-
her nicht bereit ist. Statt dessen sollen 
die Beschäftigten jetzt auch noch ihren 
Rechtsanspruch auf Weihnachts- und 
Urlaubsgeld aufgeben. Offenbar müssen 
die Geschäftsführung in Essen und der 
Eigentümer dringend dazu bewegt wer-
den, ihren Job zu machen. Dazu gehö-
ren Investitionsentscheidungen und 
tragfähige Zukunftsvisionen gerade 
auch für den City-Einzelhandel. Sich 
finanziell beim Personal zu bedienen, 
das ist kein Erfolgskonzept. Weder bei 
Karstadt noch anderswo.

A R N O  P E U K E S

Fortsetzung auf Seite 2 (linke Spalte)

Fortsetzung auf Seite 2 unten

Thema Gesundheit: Am 7. April, dem Weltgesundheitstag, streikten Amazon-Beschäftigte in Graben (unser Foto), Bad Hersfeld, Leipzig, Rhein-
berg, Werne und Koblenz. Überall gab es Befragungen zu Gesundheitsbelastungen. Aus den Ergebnissen werden Tarifforderungen entwickelt. 
Bei Primark war die Tarifbewegung erfolgreich; Aktionen gibt es auch bei real,- OBI und Toys „R“ Us FOTOS: THIERMEYER (2), VER.DI, SCHEPP



Aktion in Mannheim FOTO: ROOS

VER.DI  HANDEL NR. 1 |  APRIL 2016Aktuell Seite 2

 
EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

 METRO-AUFSPALTUNG: Der 
Handelskonzern Metro Group, zu dem 
real,- und Media-Saturn sowie Metro 
C&C gehören, soll bis 2017 in zwei 
unabhängige, börsennotierte 
Geschäfts einheiten aufgespaltet wer-
den – eine für Elektronik, eine für 
den Groß- und Lebensmitteleinzel-
handel. Ende März informierte der 
Konzern über entsprechende Pläne. 
Beide Unternehmen sollen als sepa-
rate Aktiengesellschaften mit jeweils 
eigener Börsennotierung, eigenstän-
digem Unternehmensprofil sowie ei-
genem Vorstand und Aufsichtsrat 
etabliert werden, hieß es. Die 
Großak tionäre Haniel, Schmidt-Ru-
thenbeck und Beisheim unterstützen 
laut »Wirtschaftswoche« das Vorha-
ben. 

geber haben sich bereits deutlich gegen 
dieses Gesetz gewendet, so dass sich 
der Diskussionsprozess über den Entwurf 
länger als geplant hinziehen dürfte. Von 
Seiten der vier ver.di-Regionen wird es 
bis Ende Mai einen gemeinsamen Entwurf 
für eine neue Entgeltstruktur geben, der 
anschließend in den Tarifkommissionen 
und den übrigen Landesfachbereichen 
abgestimmt wird. Ende September soll 
der Entwurf verabschiedungsreif sein.

So weit wird bis dahin das Projekt 

»Demografietarifvertrag« kaum gediehen 
sein. Hier verhandeln derzeit die Lan-
desfachbereiche Nordrhein-Westfalen 
und Bayern mit den Arbeitgeberverbän-
den über den nötigen Rahmen für al-
terns- und altersgerechtes Arbeiten. 
Dabei täten sich die Arbeitgeber »schwer, 
verbindliche Regelungen wie z.B. Min-
deststandards zur Gefährdungsbeurtei-
lung zu tarifieren«, schrieb Silke Zimmer, 
Fachbereichsleiterin Handel in NRW, nach 
den Verhandlungen vom 29. Februar in 
einem Tarifinfo. Hintergrund ist ein Po-

sitionspapier des Handelsverbandes HDE 
zum Demografieprojekt, in dem sich nur 
allgemeine Aussagen finden, aber keine 
konkreten verhandelbaren Punkte.

Arbeitgeber unverbindlich

Auch Hubert Thiermeyer hat bei den bis-
herigen Verhandlungsrunden von der 
Arbeitgeberseite wenig Entgegenkom-
men erfahren. »Lediglich freiwillige 
Vereinbarungen zu Gefährdungsbeur-
teilungen wollen sie zulassen. Doch sie 

TARIFBEWEGUNG

Entgelterhöhung ein halbes Jahr später 
abgesagt; es gab nur eine Einmalzahlung. 
Auch deshalb verteilten OBI-Beschäftig-
te in Hannover-Linden Ende März weiße 
Mäuse aus Schaummasse an Kund/innen, 
die sie wiederum im Markt weiterreichen 
sollten. Das Interesse an der Aktion un-
ter der Überschrift »Mehr Mäuse für die 
OBI-Mitarbeiter« war groß. 

Anfang April streikten erneut Beschäf-
tigte von Toys »R« Us für die Tarifbindung. 
An zwei Tagen wurde in insgesamt 17 
Filialen bundesweit die Arbeit nieder-
gelegt. Kolleginnen und Kollegen aus 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Sachsen versammelten sich zu einer 
Kundgebung vor der Hauptverwaltung 
in Köln.

»Allein bei uns in Koblenz haben die 
Beschäftigten der Toys »R« Us-Filiale seit 

dem vergangenen Jahr bereits an mehr 
als vierzig Tagen gestreikt«, berichtet 
Maria Rinke (ver.di). Mittlerweile haben 
Beschäftigte und Betriebsräte Mitglie-
derbriefe entwickelt, mit deren Hilfe auch 
Filialen ohne Betriebsrat erreicht werden 
sollen. So soll die Streikbewegung wei-
ter ausgebaut werden. Die Geschäfts-
leitung versucht dagegen, den Arbeits-
kampf zu unterlaufen. »In der Koblenzer 
Filiale hat der Arbeitgeber rund 20.000 
Euro Streikbrecherprämie gezahlt«, so 
Maria Rinke. Zudem wird der Gesamt-
betriebsrat unter Druck gesetzt, betrieb-

liche Entgeltverhandlungen zu führen. 
»Die Beschäftigten verlangen bessere 
Arbeitsbedingungen und rechtssichere 
Tarifverträge und keine Betriebsverein-
barungen über Entgelte, die rechtun-
wirksam sind«, erklärte ver.di-Verhand-
lungsführerin Heike Lattekamp. »Tarif-
verträge werden durch Gewerkschaften 
abgeschlossen.«

G U D R U N  G I E S E

Fortsetzung von Seite 1 (oben)

Unübersehbar wirbt der rote Stuhl 
für die XXXL-Möbelgruppe. Auf 

diesem Markenzeichen durften 99 Be-
schäftigte aus der Verwaltung des Zen-
trallagers und der Auftragssachbearbei-
tung von XXXL Mann Mobilia in Mann-
heim-Vogelsang symbolisch Platz neh-
men. Ihnen wurde am 1. Februar ohne 
Vorankündigung der Stuhl vor die Tür 
gesetzt. Sicherheitskräfte verweigerten 
den Zutritt zu den Arbeitsplätzen. Ein 
Papier bescheinigte ihnen, ab sofort von 
der Arbeit freigestellt zu sein, Kündi-
gungen folgten.

Riesige Protestwelle wegen 
Rausschmissen

Einen solch rüden Rausschmiss kritisier-
ten der ebenfalls nicht informierte Be-
triebsrat und ver.di als »skandalös und 
rechtswidrig«. Der Kundenservice wur-
de nach Würzburg verlagert. 32 der 
ehemaligen Beschäftigten arbeiten jetzt 
einige hundert Meter weiter in einer 
neuen GmbH – »zu schlechteren Bedin-
gungen«, sagt Stephan Weis-Will von 
ver.di Rhein-Neckar. Ihr Vorgehen be-
gründete die XXXL-Gruppe mit Umstruk-

turierungen. Außerdem habe es eine 
»hohe Fehlerquote« und »zahlreiche 
Kundenreklamationen« gegeben. »Das 
ist Quatsch«, so Weis-Will. »Die Pro-
bleme am Standort Mannheim hat die 
Unternehmensleitung und nicht der 
einzelne Beschäftigte zu verantworten.« 
Nach Filialschließungen u.a. in München 
2013 – wo 160 Beschäftigte ohne So-
zialplan auf die Straße flogen – demons-

triere das Unternehmen erneut sein 
arbeitnehmerfeindliches Vorgehen. Ein 
absichtsvoll gewähltes Konstrukt aus 
zahlreichen GmbH und Co. KG mache 
das möglich. 

»Auch der Lagerstandort Mannheim 
bestand aus einzelnen Gesellschaften 
für Kundenservice, Lager und Ausliefe-
rung, die sich jeweils Aufträge erteilten. 
Diese kann der Mutterkonzern jederzeit 

entziehen. Der betroffenen GmbH feh-
len dann Aufträge, Räume, Betriebsmit-
tel und Geld. Das Risiko, keine Löhne 
und keinen Sozialplan zu bekommen, 
ist für die Belegschaft hoch.« ver.di Ba-
den-Württemberg sieht hier Gesetzes-
lücken und will einen Wirtschaftsprüfer 
beauftragen, das Konstrukt zu prüfen. 

Die drastischen Maßnahmen der XXXL 
Konzernspitze zogen eine riesige Pro-
testwelle nach sich. Sie reichte von So-
lidaritätsbekundungen aus der IG Metall 
über Aktionen auf dem Mannheimer 
Paradeplatz und 40.000 Protestkarten 
an die Geschäftsleitung bis hin zum Papst. 
Dieser ermunterte Vertreter der Katho-
lischen Arbeitnehmerbewegung auf 
ihrer Wallfahrt nach Rom angesichts 
einer überreichten XXXL-Protestkarte, 
für ihre Rechte zu kämpfen.

Verhandlungen: Nachdem ein Antrag 
des Betriebsrates zur Rücknahme der 
Freistellung vor Gericht scheiterte, ging 
es ab 8. April in die Verhandlungen um 
Interessenausgleich und Sozialplan. Vor 
dem Landesarbeitsgericht einigten sich 
die Parteien bereits auf wesentliche Eck-
punkte eines Sozialplanes. 

B E T T I N A  E R D M A N N

S O L I D A R I T Ä T  F Ü R  R A U S G E W O R F E N E  B E S C H Ä F T I G T E  V O N  X X X L  M A N N  M O B I L I A
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Den Stuhl vor die Tür gesetzt

 FOTO: VER.DI

Hannover  FOTO: VER.DI

können sich keine verbindlichen Rege-
lungen zu Demografie vorstellen.« In-
zwischen wollen die Arbeitgeber gar 
nicht mehr über dieses Thema sprechen, 
sondern über einen Demografie-Check. 
Der nächste Termin war für den 14. April 
(nach Redaktionsschluss) angesetzt. 
Thiermeyer: »Offenbar ist es nur mög-
lich, mit den Arbeitgebern konstruktiv zu 
verhandeln, wenn ihnen Druck droht.« 
Verhandlungen wie die jetzigen, die 
innerhalb der Friedenspflicht stattfinden, 
brächten keine echte Annäherung. G G

M it strikten Auflagen zur Sicherung 
von Betriebsstätten, Beschäfti-

gung und Mitbestimmung sowie dem 
Ausschluss von Filialprivatisierungen hat 
Wirtschaftsminister Gabriel (SPD) Mitte 
März die Übernahme von Kaiser’s-Ten-
gelmann (KT) durch Edeka zugelassen. 
Inzwischen verhandeln ver.di sowie die 
NGG mit den jeweiligen Arbeitgebern 
über die in der Ministererlaubnis vorge-
schriebenen Tarifverträge.

Ministererlaubnis setzt  
neue Maßstäbe

»Diese Ministererlaubnis ist bisher ein-
malig«, sagt Hubert Thiermeyer, ver.di-
Fachbereichsleiter Handel in Bayern. 
»Nie zuvor wurden Tarifverträge zur 
Bedingung gemacht, damit ein Unter-
nehmensverkauf zustande kommen 
kann. Und ebenso wenig wurde in einem 
solchen Entscheid jemals festgelegt, dass 
die Struktur des übernommenen Unter-
nehmens nur mit Zustimmung der Ta-
rifparteien verändert werden darf.« Um 
diese Kernpunkte hatten ver.di und die 
NGG sowie die KT-Betriebsräte lange 
gerungen. In der ersten Erlaubnisversion 
war Gabriels Ministerium noch nicht zu 
strikten Auflagen bereit; Edeka hätte 
Regelungslücken zum Abbau von Perso-
nal, Mitbestimmungsrechten und zu so 
genannten Filialprivatisierungen nutzen 
können. Die nach mehreren Nachbes-
serungen zustande gekommene Erlaub-
nis hingegen sichert alle Auflagen verbind-
lich über Tarifverträge. Hubert Thiermey-
er: »Wichtig dabei ist, dass die Über-
nahme von KT durch Edeka erst vollzo-

gen werden kann, wenn die Tarifverträ-
ge abgeschlossen und vom Wirtschafts-
ministerium überprüft worden sind.«

Die Sicherung von Betriebsstätten, 
Beschäftigungsverhältnissen und Mit-
bestimmung sowie der Ausschluss von 
Filialprivatisierungen gelten für mindes-
tens fünf Jahre mit anschließender Nach-
wirkung. »Die Beschäftigten bei uns sind 
sehr glücklich über das Erreichte«, sagt 
Manfred Schick, Betriebsratsvorsitzender 
von KT München/Oberbayern. »Die Si-
cherheit der Arbeitsplätze für fünf plus 
zwei Jahre gibt ihnen Zeit, in Ruhe über 
ihre Pläne nachzudenken.« In Berlin und 
Nordrhein äußern sich Betriebsräte we-
niger zufrieden; sie hatten gemeinsame 
Tarifverhandlungen angestrebt. ver.di 
vertritt allerdings die Position, dass die 
Landesbezirke verhandeln müssen, da 
die KT-Beschäftigten in Edeka-Regional-
gesellschaften übergehen sollen.

Gutes Verhandlungsklima

Die ersten Tarifverhandlungen in Bayern 
Anfang April verliefen, so Hubert Thier-
meyer, in gutem Klima und mit dem 
gemeinsamen Ziel, den Übergang zu 
Edeka für die Beschäftigten gut zu 
gestalten. Bis Ende April sind weitere 
Termine anberaumt. Auch in Berlin und 
der Region Nordrhein wird inzwischen 
verhandelt. Als Unsicherheitsfaktor 
bleibt die anstehende Entscheidung 
des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
über die aufschiebende Wirkung der 
Klage von Rewe gegen die Ministerer-
laubnis. Derzeit ist offen, wann ent-
schieden wird. G G

V E R H A N D L U N G E N  Z U  K A I S E R ’ S - T E N G E L M A N N

Übernahme durch Edeka: 

Sicherheit garantiert

D ie Modekette Zara nutzt die Schlie-
ßung von Filialen offenbar dazu, 

Beschäftigte auf kaltem Wege zu ent-
lassen. In Köln machte sie das Geschäft 
in der Hohen Straße dicht, öffnet in der 
Schildergasse jedoch einen neuen Laden. 
Die 55 Beschäftigten aus der Hohen 
Straße sollen übernommen werden, 
teilweise allerdings mit gravierenden 
Einschränkungen. ver.di und Betriebs-
räte kritisieren, dass der Konzern die 
bisher gewährten familienfreundlichen 
Arbeitszeiten nicht mehr garantieren 
will. »Für 18 Frauen bietet das Arbeits-
platzangebot deswegen keine sichere 
Perspektive. Das Unternehmen versucht 
statt dessen, langjährige Beschäftigte 
mit guten Arbeitsbedingungen direkt 
oder durch die Hintertür loszuwerden«, 
stellt ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger fest.

Noch härter trifft es die Kolleginnen und 
Kollegen der Hamburger Zara-Filiale in 
der Ottenser Hauptstraße, die Ende Ju-
ni geschlossen wird. Hier erhielten 18 
Beschäftigte  Änderungskündigungen. 
Unter ihnen sind sechs Mütter mit klei-
nen Kindern. Drei Frauen sind gewählte 
Betriebsratsmitglieder. Dass die Gekün-
digten Ersatzarbeitsplätze in Bochum, 
Essen, Düsseldorf, Hagen, Bremen und 
Rostock angeboten bekommen haben, 
kann ver.di-Sekretär Cosimo-Damiano 
Quinto nur als schlechten Witz verste-
hen, zumal fast alle mit erheblich weni-
ger Geld auskommen müssten. Quinto 
ist überzeugt, dass es bei Zara in Ham-
burg durchaus adäquate Beschäftigung 
geben würde. »Wir erwarten, dass das 
Unternehmen umsteuert und seiner so-
zialen Verantwortung gerecht wird«, so 
auch Stefanie Nutzenberger. 

Kündigungen müssen  
vom Tisch

Seit längerem versucht Zara, dem Ge-
samtbetriebsratsvorsitzenden Festim 
Lezi und dem Sprecher des Wirtschafts-
ausschusses Marco Grüneschild zu kün-
digen. Bereits 2015 war der Konzern 
damit vor dem Arbeitsgericht München 
gescheitert. Vorgeworfen hatte Zara den 
Kollegen, sie hätten unerlaubte Semi-
nare für Betriebsräte angeboten. Jetzt 
versucht Zara es erneut mit Kündigun-
gen. Diesmal geht es um Seminare, die 
noch gar nicht stattgefunden haben.  
ver.di fordert Zara auf, die Kündigungs-
begehren zurückzuziehen.
  M A T H I A S  T H U R M

Zara zielt auch auf 
Betriebsräte 

M O D E K E T T E  A U F  A B W E G E N

Hamburg FOTO: VER.DI
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M it dem 1. Juni verschwindet das 
eigenständige Cash-and-Carry 

(C&C)-Unternehmen Selgros; es wird zu 
diesem Zeitpunkt mit der bestehenden 
Transgourmet verschmolzen. Bis dahin 
soll nach Möglichkeit ein Sozialtarifver-
trag für die Beschäftigten der 44 Selgros-
Abholmärkte und der Selgros-Zentrale 
unter Dach und Fach sein. Am 11. April 
(nach Redaktionsschluss) begannen in 
Neu-Isenburg die Verhandlungen.

»Es geht um die Beibehaltung der 
Tarifbindung, Standortsicherung für die 
Märkte sowie Arbeitsplatz- und Beschäf-
tigungssicherung«, erklärt Rolf Mootz, 
Betreuungssekretär für das C&C-Unter-
nehmen aus der ver.di-Bundesfachgrup-
pe Groß- und Außenhandel. Im März 
wurde für die anstehenden Verhandlun-
gen über einen Sozialtarifvertrag eine 
18-köpfige Tarifkommission gebildet. Sie 
wird in den nächsten Wochen mit dem 
Arbeitgeber insbesondere im Interesse 
der Selgros-Beschäftigten verhandeln, 
die ver.di-Mitglieder sind.

Ein hartes Stück Arbeit
für die Tarifkommission

Dabei soll im Rahmen der Verhandlun-
gen über einen Sozialtarifvertrag auch 
ein Anerkennungstarifvertrag durchge-
setzt werden, der neben den aktuell bei 
Selgros Beschäftigten auch neu Einge-
stellten und innerhalb des Transgour-
met-Konzerns wechselnden Mitarbeiter/
innen die Bindung an die jeweiligen 
regionalen Tarifverträge des Groß- und 
Außenhandels garantiert. Weiteres Ver-

handlungsziel aus ver.di-Sicht ist es, die 
bisherigen Standorte der Selgros-Abhol-
märkte in ihrem Bestand wie in ihrer 
operativen Struktur zu sichern. Und 
schließlich wird es auch um die Beschäf-
tigten gehen, die im Zuge der Verschmel-
zung der Selgros mit Transgourmet nicht 
mehr ihre bisherige Tätigkeit ausüben 
können. Für sie sollen betriebsbedingte 
Änderungskündigungen bis 2025 aus-
geschlossen werden. Nicht zuletzt wird 
es bei den Verhandlungen auch um die 
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KURZ & KNAPP

 MEHR GELD FÜR ALLE: Die  
ver.di-Tarifkommission hat Anfang 
Februar einen Tarifabschluss mit der 
SSI SCHÄFER Dienstleistungs GmbH 
erzielt. Danach werden die Löhne 
und Gehälter der Beschäftigten zum 
1. Januar 2016 um monatlich  
58,50 Euro und zum 1. Januar 2017 
um weitere 50,50 Euro pro Monat 
angehoben. Beim Versandhändler 
SSI SCHÄFER Shop gibt es 65 Euro 
mehr pro Monat ab 1. Januar 2016. 
Monatlich 58 Euro mehr sind es ab  
1. Januar 2017. Durch die Tarifergeb-
nisse werden insbesondere die un-
teren Lohngrupppen gestärkt.

 ABSCHLUSS BEI AGRAVIS: Für 
die Beschäftigten der Mischfutter-
Gesellschaften steigen die Löhne 
und Gehälter ab 1. März 2016 ohne 
Nullmonate um 2,8 Prozent. Auch 
die Ausbildungsvergütungen werden 
um 2,8 Prozent erhöht. Die Laufzeit 
der neuen Tarifvereinbarung, die  
ver.di im Februar aushandelte, beträgt 
zwölf Monate. Damit ist es gelungen 
die Entgelte auch in diesem Jahr deut-
lich über Inflationsrate zu steigern.

GROSS- UND 
AUSSENHANDEL

Bei der Bertelsmann-Tochter »arvato 
eCommerce« in Hannover kämpfen 

viele der etwa 2.500 Beschäftigte seit 
Wochen für bessere Arbeitsbedingun-
gen und einen Tarifvertrag. Nach einem 
Streik am 1. März plant ver.di weitere 
Arbeitskampfaktionen für die nächste 
Zeit.

Appell zur Solidarität
mit den arvato-Beschäftigten

»Die Beschäftigten von arvato eCom-
merce in Hannover wickeln den Versand 
für Firmen wie Esprit und C&A ab«, sagt 
David Matrai, der im ver.di-Landesbezirk 
Niedersachsen-Bremen für den Groß- 
und Außenhandel zuständig ist. Arbeits-
bedingungen und Entlohnung seien 
schlecht. In der Logistik, wo die Mehrzahl 
der Beschäftigten arbeitet, liegen die 
Stundenlöhne zwischen 8,50 und 11,20 
Euro – also weit unter Tarif. Es gibt nur 
zwischen 26 und 28 Tagen Jahresurlaub, 
zum Teil unvergütete Überstunden bei den 
Verwaltungsmitarbeiter/innen und einen 
hohen Anteil an Leiharbeitnehmer/innen.

David Matrai: »Die Beschäftigten for-
dern einen Tarifvertrag, um Verlässlich-
keit bei Arbeitsbedingungen und Entgelt 

schließlich sollen Leiharbeitnehmer/innen 
bei ihrer Übernahme unbefristete An-
stellungsverträge erhalten. »Der Arbeit-
geber verweigert Tarifverhandlungen, 
was vor allem am Bertelsmann-Konzern 
liegt, der sich generell gegen Tarifverträ ge 

und Gewerkschaften wendet«, so David 
Matrai. Er bittet Kolleginnen und Kolle-
gen aus anderen Betrieben und gewerk-
schaftlichen Gremien um Solidaritätser-
klärungen für die arvato-Beschäftigten. 
Kontakt: david.matrai@verdi.de GG

zu erhalten.« So wollen sie deutlich hö-
here Löhne und in Zukunft die tariflichen 
Entgelterhöhungen erhalten, außerdem 
30 Tage Jahresurlaub, Weihnachtsgeld 
in Höhe eines Monatslohns sowie Über-
stundenzuschläge von 30 Prozent. Und 

Arvato-Beschäftigte im Warnstreik FOTO: CHRISTIAN BEHRENS
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Kampf für Tarifvertrag

A ls den Belegschaften des Stahlgroß-
händlers thyssenkrupp (tk) Materi-

als und thyssenkrupp Schulte im vergan-
genen Jahr die Tariferhöhung von 2,7 
Prozent nicht gezahlt, sondern mit Zu-
lagen verrechnet wurde, hieß es seitens 
des Vorstands, dank des Verzichts kön-
ne Personalabbau verhindert werden. 
Bereits nach rund einem halben Jahr ist 
unklar, wieviel die Zusicherung heute 
noch wert ist.

Zukunftsfähigkeit braucht
unbedingt Motivation

Eine simple Strategie, in der es im Kri-
senfall sofort an das Personal geht, um 
Kosten zu sparen kann keine Lösung 
der strukturellen Probleme sein, hieß 

es von den Betriebsräten. In dieser Si-
tuation seien hingegen kreative Lö-
sungen gefragt. »Eigentlich sollte sich 
bei den Arbeitgebern im Stahlgroßhan-

del herumgesprochen haben, dass sie 
motivierte Beschäftigte in allen Be-
reichen benötigen – auch angesichts 
des demografischen Wandels«, stellt 

Rolf Mootz, Betreuer der tk Materials- 
und Schulte-Beschäftigten von der ver.di- 
Bundesfachgruppe Groß- und Außen-
handel, fest.

Der deutsche Stahlgroßhandel stag-
niert seit einiger Zeit. Der Druck auf die 
Margen ist hoch. Überkapazitäten aus 
Asien, speziell aus China, belasten den 
Markt erheblich. Insofern seien, so Rolf 
Mootz, Umstrukturierungen nicht grund-
sätzlich verkehrt. Jedoch: »Außer Straf-
fung der Organisation und Steigerung 
der Produktivität der Beschäftigten 
rücken vor allem die Kosten in den Blick, 
was leider sofort den Fokus auf Einspa-
rungen durch Personalabbau lenkt.« Es 
bestehe immer noch die Hoffnung, so 
die Betriebsräte bei thyssenkrupp Schul-
te, gemeinsam mit der Geschäftsleitung 
eine Strategie zu entwickeln, die zu-
kunftsfähiger ist, als die altbekannten 
Instrumente der Arbeitgeberseite.

 GUDRUN GIESE

 FOTO: THYSSEN-KRUPP
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Es ist der massivste Arbeitsplatzabbau 
in der Geschichte von Metro Cash-

and-Carry (C&C): Mit 1.500 Beschäf-
tigten weniger als heute soll bald eine 
gleich bleibende Zahl an Märkten und 
die identische Arbeitsmenge bewältigt 
werden. »Bei einer Teilzeitquote von 
etwa 45 Prozent und irrwitzig vielen 
Überstunden der Beschäftigten funkti-
oniert eine ordentliche Warenversor-
gung schon heute nicht immer«, heißt 
es in einem aktuellen ver.di-Flugblatt für 
die Metro C&C-Mitarbeiter/innen.

»Vor 15 Jahren gab es hier bei etwa 
gleicher Filialzahl noch rund 18.000 
Vollzeitstellen«, sagt Uwe Erschens, der 
für die ver.di-Bundesfachgruppe Groß- 
und Außenhandel die Metro C&C-Be-
schäftigten betreut. »Heute sind es noch 
zirka 11.000 – und von diesem ohnehin 
viel zu knappen Personalstand will die 
Geschäftsleitung nochmals 1.500 Ar-

beitsplätze streichen!« Selbstredend hört 
sich der Abbau in der Sprache der Chef-
etage nicht so krass an. Es gehe um »Ge-
schäftsoptimierung und Produktivitäts-
steigerung« im Rahmen des Umstruk-
turierungsprogramms »Back to attack«. 
Aber alle Verklausulierungen täuschen 
am Ende nicht darüber hinweg, dass 
die C&C-Märkte mit diesem neuerlichen 
Abbau personell ausgeblutet werden.

Uwe Erschens: »Es existieren ja nicht 
einmal Berechnungen, wie viele Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter pro Markt 
nötig wären, um den Betrieb ordnungs-
gemäß laufen zu lassen.« Vollends ab-
surd erscheint der »Plan« der Geschäfts-
leitung, künftig mit massiv weniger 
Beschäftigten im C&C-Sektor deutlich 
mehr Umsatz und Gewinn zu erwirt-
schaften. ver.di und der Gesamtbetriebs-
rat hätten von Anfang an diese Vorge-
hensweise und das Umstrukturierungs-
konzept entschieden verurteilt, heißt 
es im Flugblatt, doch seien die vorge-
tragenen Argumente nicht durchge-
drungen. »Die Verhandlungen über den 
Rahmeninteressenausgleich und Sozi-
alplan sind zwar abgeschlossen«, sagt 
Uwe Erschens. »Doch daneben wird es 
weiter darum gehen, Interessenausglei-
che für viele Teilprojekte zu vereinbaren 
und für den Erhalt der Metro C&C-Märk-
te zu kämpfen!« GG

Großangriff auf  
die Arbeitsplätze

M E T R O  C & C  W I L L  R U N D  1 . 5 0 0  J O B S  S T R E I C H E N A U F  D E M  W E G  Z U M  S O Z I A LT A R I F V E R T R A G  F Ü R  S E L G R O S - B E S C H Ä F T I G T E 

künftigen Mitbestimmungsstrukturen 
gehen. Rolf Mootz: »Es geht darum, 
Gremien zu bilden, die mit dem Betriebs-
verfassungsgesetz konform sind.« Kon-
kret bedeutet das, dass es keine Spar-
ten-Gesamtbetriebsräte geben kann – 
wie bisher vom Arbeitgeber bevorzugt 
–, sondern einen GBR für das Gesamt-
unternehmen. Bleibt im Interesse der 
Beschäftigten zu hoffen, dass die Ver-
handlungen zügig und konstruktiv zum 
Ergebnis führen. GG

Für den Erhalt FOTO: FOTOLIA

Transgourmet-Logo FOTO: FACING.CH

Verhandlungsziel 
ist mehr Sicherheit

Zu Lasten der Beschäftigten?



sprechende Unterrichtseinheiten zu ge-
stalten und Mitglieder zu gewinnen. 

Die JAV-Konferenz Handel fand sehr 
beteiligungsorientiert statt und es gab 
viele Workshop-Einheiten.

Hagen Fries und Sven Mantei aus der 
Soko Jugend, dem ehrenamtlichen Ju-

gendgremium des 
Handels auf Bun-
desebene, haben 
z u s a m m e n 
mit Jugend-
sekretärin 
Franziska 

Dabei beschränken sich die Sonntags-
schützer in ihren Aktivitäten nicht auf 
die Gerichte, wie der Bundesfachgrup-
penleiter Einzelhandel, Ulrich Dalibor, 
herausstellte: »Die gesetzliche Lage hat 
sich verbessert. Doch die Politik fällt 
regelmäßig hinter die Juristerei zurück.« 
Deshalb brauche es auch öffentlichen 
Druck. Dass hier einiges läuft, stellen 
die lokalen Bündnisse unter Beweis. So 
weisen die hessischen Sonntagsschützer 
ihre Behörden mit offenen Briefen auf 
die sich gewandelte Rechtslage hin, 
während Allianzvertreter in Regensburg 
bereits den Schulterschluss mit verschie-
denen Sportvereinen proben. Auch der 
Straßenprotest kam in Berlin nicht zu 
kurz. Bewaffnet mit Trillerpfeifen, Flyern 

»Wir hatten in fast allen Klagen gegen 
Sonntagsarbeit oder Ladenschlusszeiten 
unsere Finger mit im Spiel«, stellte der 
Leipziger Arbeitsrechtler Friedrich Kühn 
fest, der die Sonntagsschützer seitdem 
fast 30 mal vor Gericht vertreten hat. 
Auch vor diesem Hintergrund war das 
Motto der Zeitkonferenz: »Es dreht sich 
was beim Sonntagsschutz« nicht über-
trieben. Viele der Gerichtsverfahren 
wurden gewonnen: Ob gegen die Ad-
ventsarbeit bei Amazon, die Sonntags-
arbeit in hessischen Callcentern oder im 
November 2015 vor dem Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig. Dort hatten die 
Richter die Spielräume von Gemeinden 
erheblich eingeschränkt, unter dem Vor-
wand von Festen oder Jahrmärkten ver-
kaufsoffene Sonntage zu etablieren 
(siehe Beitrag auf dieser Seite).

Die Politik braucht auch 
öffentlichen Druck

Zur bundesweiten Sonntagsallianz ge-
hören neben ver.di die Katholische Ar-
beitnehmer-Bewegung (KAB), der Bun-
desverband Evangelischer Arbeitneh-
merorganisationen (BVEA), die Katho li-
sche Betriebsseelsorge sowie der Kirch-
liche Dienst in der Arbeitswelt (KDA). 

Sonntagsallianzen gibt es inzwischen 
in neun Bundesländern sowie in über 
90 Städten und Gemeinden Deutschlands. 

Sonntagsschutz ist Freiheitsschutz. 
Und zwar ein durch die Verfassung 

verbürgter.« Auch wenn die 90 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der sechsten 
Zeitkonferenz diesen Satz sicher ohne 
mit der Wimper zu zucken unterschrei-
ben würden: Aus dem Mund des ehe-
maligen Präsidenten des Bundesverfas-
sungsgerichts Hans-Jürgen Papier be-
kommt er nochmal eine besondere 
Bedeutung. Papier war Gastredner der 
sechsten Zeitkonferenz, mit der das 
kirchlich-gewerkschaftliche Bündnis 
»Allianz für den freien Sonntag« am 17. 
Februar in Berlin ihr zehntes Jubiläum 
auf Bundesebene feierte. ver.di und die 
Allianz konnten eine Reihe spektakulärer 
Erfolge erzielen. Es sind Erfolge, für die 
der ehemalige Bundesrichter Papier mit 
einer Entscheidung im Jahr 2009 prak-
tisch den Weg geebnet hat. Damals 
hatte das Bundesverfassungsgericht 
klargestellt, dass die Gewährleistung der 
sonntäglichen Arbeitsruhe Bedingung 
für die Wahrnehmung verschiedener 
Grundrechte, wie etwa die Erhaltung der 
Gesundheit, sei. Für die Allianz war das 
Urteil eine Art Startsignal. Denn es räum-
te Kirchen und Gewerkschaften höchst-
richterlich die Möglichkeit ein, zu klagen, 
wann immer sich in Deutschland eine 
Gemeinde anschickte, einen verkaufs-
offenen Sonntag mit fadenscheinigen 
Argumenten zu begründen.

D ie Hürden für Sonntagsöffnungen 
liegen seit kurzem deutlich höher. 

Das zeigt die im Februar veröffentlichte 
ausführliche Urteilsbegründung des 
Bundesverwaltungsgerichts im Streit um 
verkaufsoffene Sonntage in der bay-
rischen Gemeinde Eching (8 CN 2.14). 
Das Gericht hatte der Klage der Gewerk-
schaft ver.di in Bayern gegen die dortigen 
Sonntagsöffnungen stattgegeben (wir 
berichteten). ver.di-Bundesvorstands-
mitglied Stefanie Nutzenberger forderte 
in diesem Zusammenhang alle politischen 
Entscheidungsträger mit Nachdruck auf, 
die Rechtsprechung zur Kenntnis zu neh-
men und sich strikt danach zu richten. 
• Das Bundesverwaltungsgericht stellt 
fest, dass Sonntagsöffnungen aufgrund 
eines Marktes oder sonstiger Anlässe 
nicht allein deshalb zulässig sind, weil 
die stattfindende Veranstaltung einen 
erheblichen Besucherstrom auslöst. 
• Die Veranstaltung an sich muss für 
den Sonntag prägend sein, das heißt 
mehr Besucher anziehen als bei einer 
alleinigen Sonntagsöffnung. Dieser Ein-
schätzung muss eine schlüssige und 
vertretbare Prognose zugrunde liegen.
• Voraussetzung ist zudem, dass die 
Ladenöffnungen auf das unmittelbare 
Umfeld der Veranstaltung begrenzt blei-
ben. Die Verkaufsfläche der geöffneten 
Geschäfte darf zudem nicht größer sein 
als die Fläche des Marktes oder der Ver-
anstaltung, die als Anlass für die Sonn-
tagsöffnung dienen.

Die juristische und politische Ausein-
andersetzung hat mit dieser Entscheidung 
einen neuen Schub bekommen. Aus 
Anlass des 3. März als internationalem 
Tag des freien Sonntags hat die Allianz 
gefordert, dass die Politik den Schutz 
des Sonntags und der Beschäftigtenrech-
te ernst nimmt. ver.di und die Allianz 
für den freien Sonntag führen unterdes-
sen eine Unterschriftenkampagne durch. 
Sie richtet sich dagegen, dass die Sozi-
al- und Arbeitsminister der Länder ver-
abredet haben, die Mitarbeiter in Call-
centern sonntags arbeiten zu lassen, 
obwohl das Bundesverwaltungsgericht 
dies nach einer ver.di-Klage in Hessen 
ausdrücklich untersagt hat. 

Aktionen zum 3. März für 
arbeitsfreien Sonntag

Öffentliche Aktionen zum 3. März, die 
für den Sonntagsschutz werben, haben 
für die bayerische Sonntagsallianz schon 
Tradition. So haben Aktive aus dem 
gewerkschaftlich-kirchlichen Bündnis in 
diesem Jahr in Kempten eine Umfrage 
unter Passanten durchgeführt, bei der 
sich eine überwältigende Mehrheit für 
den arbeitsfreien Sonntag entschied. In 
München kritisierte Hubert Thiermeyer 
als ver.di-Verantwortlicher für den Han-
del die Zunahme rechtswidriger Sonn-
tagsöffnungen. »Ein weiteres Negativ-
beispiel ist die Stadt München, die nun 
doch den verkaufsoffenen Sonntag zum 

Stadtgründungsfest für alle Zukunft 
durchführen will. Wir gehen auch juri-
stisch dagegen vor.« In Baden-Württem-
berg fand am 3. März eine Fachtagung 
der dortigen Allianz für den freien Sonn-
tag statt. 

Wichtige Entscheidungen  
in Thüringen und Hessen

Auch nach Auffassung des Thüringer Ober-
verwaltungsgerichts (OVG) mit Sitz in 
Weimar verlangt der Schutz der Arbeits-
ruhe an Sonn- und Feiertagen einen »be-
sonderen Sachgrund«, um dennoch eine 
Ladenöffnung an diesen Tagen zuzulas-
sen. Das Gericht gab jetzt einem Antrag 
von ver.di gegen Teile einer Rechtsver-
ordnung der Stadt Erfurt statt, wonach 
den Geschäften verschiedener Ortsteile 
der Verkauf am 1. Mai und 8. Mai sowie 
am 5. Juni erlaubt werden sollte. 

Die Weimarer Richter argumentierten, 
weder Umsatz- noch Konsuminteresse 
reichten für eine Ausnahmegenehmigung 
aus. Notwendig sei ein solches Ereignis, 
das unabhängig von der Ladenöffnung 
einen erheblichen Besucherstrom aus-
löse. In Hessen ist eine für den 10. Ap-
ril geplante Sonntagsöffnung im gesam-
ten Frankfurter Stadtgebiet durch den 
Verwaltungsgerichtshof (VGH) in Kassel 
untersagt worden. ver.di und die KAB 
hatten für die Sonntagsallianz eine ent-
sprechende Allgemeinverfügung ange-
fochten. A N D R E A S  H A M A N N

und Liegestühlen veranstalteten die Teil-
nehmer einen kurzen »Sit-In« auf der 
Tauentzienstraße, einer der großen Ein-

kaufsmeilen der Hauptstadt. Das Motto: 
»Der freie Sonntag ist Lebensqualität!«

J O H A N N E S  S C H U LT E N

Sonntagsschutz auf der Straße: Aktion in Berlin (rechts: Stefanie 
Nutzenberger, ver.di Handel) FOTO: CHRISTIAN V. POLENTZ, TRANSIT
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D ie 5. bundesweite JAV-Konferenz 
Handel fand vom 22. bis zum 24. 

Februar in Dortmund mit 20 Teil-
nehmenden statt. Dabei erstreckte sich 
die Themenpalette vom Selbstverständ-
nis als Jugend- und Auszubilden den-
Vertretungen über den Kampf um eine 
bessere Qualität der Ausbildung bis hin 
zur betrieblichen Öffentlichkeitsarbeit 
– auch mit Hilfe von Facebook, Twitter 
& Co.

Stefanie Nutzenberger war als ver.di- 
Bundesfachbereichsleiterin zu Gast und 
diskutierte mit den 20 Teilnehmenden 
über die Bedeutung der Tarifverträge, 
die unmittelbaren Nutzen auch für Azu-
bis und junge Erwachsene haben. Was 
es mit Tarifverträgen auf sich hat, wie 
sie zustandekommen und was sie regeln, 
das ist auch der rote Faden im Projekt 
Berufsschule, das die Fachbereichsjugend 
Handel seit einiger Zeit zusammen mit 
der ver.di-Bundesjugend durchführt. Sinn 
der Berufsschultouren ist es u.a., ent-

Foullong die Konferenz geleitet und die 
Workshop-Einheiten gegeben. Zusätz-
liche Unterstützung gab es durch Isabel 

Luik von der Bundesjugend.
»Wir waren eine tolle Truppe, bei 
der sich das Zusammengehörig-
keitsgefühl sehr schnell einstellte«, 
so Franziska Foullong. »Das Feed-

back der Teilnehmenden ist super, 
allen hat es viel Spaß gemacht und 

sie haben viel inhaltlich mitge-
nommen.«

Ein anspruchsvolles Ziel der  
ver.di- Jugend im Handel für die nähere 
Zukunft ist es, auch tarifpolitisch stärker 
und handlungsfähiger zu werden. Ganz 
aktuell kommt es beispielsweise gerade 
in einem tarifflüchtigen Unternehmen 
wie real,- für alle ver.di-Aktiven darauf 
an, auch mehr Auszubildende und 
JAV-Mitglieder für das Engagement in 
und mit der Gewerkschaft zu gewinnen, 
um die Rückkehr zum Tarifvertrag zu 
schaffen. R E D

Handel(n) sichtbar machen

»Eine tolle Truppe« FOTO: VER.DI

5 .  B U N D E S W E I T E  J A V - K O N F E R E N Z 

In Bayern wird gerade die 51. regio-
nale Sonntagsallianz gegründet. Das 
ist Rekord. Was ist das Geheimnis für 
euren Erfolg?
Bei uns kommen Menschen aus unter-
schiedlichen politischen und gesell-
schaftlichen Gruppen zusammen, weil 
sie ein gemeinsames Wertebild verbin-
det. Wir konzentrieren uns nicht auf das, 
was uns trennt, sondern auf das was 
uns verbindet. Und das setzen wir in 
konkrete Politik um. 

Warum sind solche Bündnisse beim 
Thema Arbeitszeit notwendig? 
Weil wir den Kampf nur gemeinsam 
gewinnen können. Mit der Allianz kom-
men wir mit unseren Themen in Bereiche, 
in denen wir bisher nicht präsent waren. 
Die Arbeitnehmerorganisationen der 

Kirchen kommen zu uns in die Betriebs-
versammlungen und wir kommen zu 
ihnen in die Kirchen. 

Warum reicht es nicht aus, allein vor 
Gericht zu ziehen? 
Behörden ignorieren die Rechtslage 
häufig. Daher es es wichtig, auch vor 
Ort Druck auszuüben. Immer wenn wir 
sehen, dass Kommunen oder Einzel-
handelskonzerne gegen den verfas-
sungsrechtlichen Sonntagsschutz ver-
stoßen, werben wir bei den Menschen 
um Unterstützung dagegen. Im Vorfeld 
der Landtagswahlen haben wir die 
Abgeordneten aufgefordert, sich öf-
fentlich zum freien Sonntag zu beken-
nen. So haben wir erreicht, dass die 
Hälfte der Parlamentarier unterschrie-
ben hat. 

NACH

GEFRAGT

»Das was uns  
verbindet«

I M  G E S P R Ä C H  M I T  H U B E R T  T H I E R M E Y E R , 
L A N D E S F A C H B E R E I C H S L E I T E R  H A N D E L  I N  B AY E R N

Wichtige Erfolge  
beim Sonntagsschutz

Höhere Hürden für die 
Sonntagsöffnung

 In dem Betrieb, in dem du beschäftigt bist, 
 beginnen demnächst junge Menschen ihre Aus-
bildung? 

 Du möchtest diese Auszubildenden will-
kommen heißen  und sie mit einem Begrüßungs-
paket für ver.di gewinnen? 

Wenn du die oberen beiden Fragen mit »Ja« 
beantworten kannst,  dann sende eine kurze E-Mail 
an unsere Jugendsekretärin im Handel  (franziska. 
foullong@verdi.de).  Bitte gib die Anzahl der 
Azubis sowie deine Adresse an.  Gern unterstüt-
zen wir dich bei der Vorbereitung der Gespräche.

Willkommenskultur
für Auszubildende 
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